
Anl. 1 zum Beschluss v 05.03.2019 
 

Betr.: Gem. Kritzmow, B-Plan Nr. 21 (Entwurf v. 10.03.2016/28.09.2018)  
Übersicht zur  
-Abstimmung mit der HRO gem. § 2 (2) BauGB / Z 3.1.2 (3) RREP 
-Beteiligung der Behörden/TöB gem. § 4 (2) BauGB 
 
Nr.     Anschrift Versand 

der Un-
terlagen 
am ... 

Anzahl 
der aus-
gegeb. 
Expl. 

Rücklauf 
vom ... 

Anregungen,  
Hinweise  
 

Berücksichtigung 
1. Amt f. Raumordnung und Landesplanung 

Erich-Schlesinger-Straße 35,  
18059 Rostock 

poststelle@afrlrr.mv-regierung.de 

25.04.16 
 
 
 
04.10.18 
 

1,@ 
 
 
 
1,@ 

19.05.16 
 
 
 
16.10.18 

-Zurückstellung von 
Bedenken 
-Anrechnung auf WE-
Kontingente 2016-20 
-mit Erfordernissen der 
Raumordnung verein-
bar 

vollständig berücks. 
N5 Hansestadt Rostock 

Der Oberbürgermeister 
18050 Rostock 

21.04.16 
 
 
 
 
04.10.18   
 
 

1  
 
 
 
 
1 

19.05.16 
 
 
 
 
05.11.18 

Bedenken wg. Wohn-
bauentwicklung und 
Zentralortesystem 
(LEP Z 3.2(1) und 
RREP Z 4.1(2)) 
Beeinträchtigung als 
Oberzentrum - LEP Z 
3.2(3), RREP G 4.1(1) 
Kompensation als 
Interessenausgleich 

teilweise berücks. 
4. Hauptzollamt Stralsund 

    PF 2264 
    18409 Stralsund 
poststelle.hza-stralsund@zoll.bund.de 

25.04.16 
 

@ 19.05.16 Lage im grenznahen 
Raum 

vollständig berücks. 

5. Landesamt f. innere Verwaltung M-V 
Amt für Geoinformation, Vermessungs- und 
Katasterwesen 
    PF 02 01 34 
    19018 Schwerin 
raumbezug@laiv-mv.de 

25.04.16 
 

@ 25.04.16 - 

7. Landesamt für Kultur und Denkmalpflege 
-Archäologie und Denkmalpflege 
    Domhof 4/5 
    19055 Schwerin 
poststelle@kulturerbe-mv.de 

25.04.16 
 

@ 08.06.16 - Bodendenkmale 
berührt  

vollständig berücks. 

9 LUNG Mecklenburg-Vorpommern 
    Goldberger Str. 12 
    18273 Güstrow 
poststelle@lung.mv-regierung.de 

25.04.16 
 

@ 
 

- - 

10 StALU Mittleres Mecklenburg  
E.-Schlesinger-Str. 35 
18059 Rostock  

poststelle@stalumm.mv-regierung.de 

25.04.16 
 

2, @ 
 

24.05.16 - 

11. AfAtS Rostock -Gewerbeaufsicht-  
    PF161263 
    18025 Rostock  
poststelle.arbsch.hro@lagus.mv-
regierung.de 

25.04.16 
 

@ 17.05.16 Allg. Hinweise  
vollständig berücks. 
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am ... 
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der aus-
gegeb. 
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Rücklauf 
vom ... 

Anregungen,  
Hinweise  
 

Berücksichtigung 
13. Landesamt f. Brand- und Katastrophen-

schutz 
Graf – York – Str. 6 
19061 Schwerin 
abteilung3@lpbk-mv.de 

25.04.16 @ 13.05.16 Allg. Hinweise  
vollständig berücks. 

15. Polizeiinspektion Güstrow 
    Schwaaner Str. 24 
    18273 Güstrow 
sbe-verkehr-pi.guestrow@polmv.de 

25.04.16 @ 25.04.16 - 

16. Landkreis Rostock 
Amt für Kreisentwicklung 
    Am Wall 3 – 5 
    18273 Güstrow 
info@lkros.de 

25.04.16 
 
 
 
 
 
 
04.10.18   

4, @ 
 
 
 
 
 
 
4, @ 
 

19.05.16 
 
 
 
 
 
 
01.11.18 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
07.11.18 

-Entwicklungsgebot 
aus FNP (MI) 
-einfacher B-Plan (§ 30 
(3) BauGB 
-Vorflut 2/2R quert das 
Plangebiet 
-verkehrl. Hinweise 
-veraltetes Höhenbe-
zugssystem 
-Bereitstellungsflächen 
Müllentsorgung 
-zuläss. Geschoss-
zahl/Löschwasserver-
sorgung 
- Rettungsgeräteaus-
stattung FFw Kritzmow 
- Sichtdreiecke / He-
cken 
-Artenschutz 
-Wurzelschutz f. be-
nachbarte Anpflan-
zungen 

teilweise berücks. 
17.3 WBV „Hellbach – Conventer Niederung“ 

Wismarsche Straße 51 
18236 Kröpelin 

wbv-kroepelin@wbv-mv.de 

25.04.16 
 
 
04.10.18 

@ 
 
 
@ 

18.05.16 
 
 
01.1118 

- Verlängerung d. Ge-
wässers Nr. 2/2R quert 
Plangebiet: Siche-
rung/Rückbau  

vollständig berücks. 
18.1 Warnow Wasser- und Abwasserverband 

    Carl-Hopp-Straße 1 
    18069 Rostock 
post@wwav.de 

25.04.16 
04.10.18 

1,@ 
@ 

24.05.16 
29.10.18 

- 
Hinweis: neuer Erfül-
lungsgehilfe Nordwas-
ser GmbH 

vollständig berücks. 
18.2 Eurawasser Nord GmbH 

    Carl-Hopp-Str. 1 
    18069 Rostock 
info@eurawasser.de 
 
 

Nordwasser GmbH 
Carl-Hopp-Str. 1 
    18069 Rostock 
info@eurawasser.de 

25.04.16 
 
 
 
 

1,@ 
 
 
 
 

17.05.16 
 
17.10.18 
 
 
 

- Löschwasser bis 
48m³/h vorhanden  
- Berichtigung Planun-
terlagen (Eurawas-
ser/Nordwasser) 

vollständig berücks. 
 

mailto:info@eurawasser.de
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Berücksichtigung 
20. E.DIS AG  

Regionalbereich Nord-Mecklenburg 
    Am Stellwerk 12 
    18233 Neubukow 
karl-heinz.schurr@e-dis.de 

25.04.16 1 
@ 

23.05.16 Hinweise für An-
schlussantrag (Bau-
herr)  

vollständig berücks. 

22. Stadtwerke Rostock AG  
    PF 15 11 33 
    18063 Rostock  
unternehmen@swrag.de 

25.04.16 1 
@ 

11.05.16 Korrektur Begrün-
dungstext  

vollständig berücks. 
 

24.1 Deutsche Telekom Technik GmbH  
    01059 Dresden 
michael.hoehn@telekom.de 

25.04.16 @ 25.04.16 - 

24.3 Telefónica Germany O2 GmbH & Co. OHG 
Georg-Brauchle-Ring 23-25 
80992 München 

harald.geywitz@telefonica.com 

25.04.16 @   

28. rebus Regionalbus Rostock GmbH  
Parumer Weg 35  
18273 Güstrow  

info@rebus.de 

25.04.16 @   

29. Industrie- und Handelskammer Rostock 
    Ernst-Barlach-Str. 1-3 
    18055 Rostock     
info@rostock.ihk.de 

25.04.16 @   

30. Handwerkskammer zu Rostock 
      PSF 101204 
      18002 Rostock 
info@hwk-omv.de 

25.04.16 @   

31 Amt Warnow West 20.05.16  16.06.16 - Abfallsatzung, 
- GRZ / Baudichte 
- Höhenbezug 
- ergänzende Planun-

terlagen 
- Löschwasser  

teilweise berücks. 
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 1. 

01. Amt f. Raumordnung und Landesplanung 19.05.2016, 16.10.2018 
Bedenken und Anregungen Behandlung  

 

Die Planung dient mind. zu 50 % der Deckung des Eigenbedarfs der Gemeinde, insoweit hier Seniorenwohnun-
gen geplant werden. Nach den Grundsätzen einer gerechten planerischen Abwägung und den dabei u.a. zu 
berücksichtigenden Belangen der Wirtschaft ist es darüber hinaus unabweisbar, auch einen Anteil Wohnraum 
ohne Zweckbindung zuzulassen, der angesichts der zurückliegenden Wohnungsbauentwicklung als Überschrei-
tung des Eigenbedarfs i.S. des Regionalplans (RREP 4.1 (2): 3% WE-Zuwachs) zu qualifizieren und nur im Wege 
der interkommunalen Abstimmung gem. RREP 3.1.2(3) zulassungsfähig ist.  
Mit der Textfestsetzung Nr. 3.2 werden bauliche Anforderungen rechtsverbindlich vorgegeben, die die Errei-
chung des Ziels „Seniorenwohnraum“ sichern (mind. 50% der Geschossflächen seniorengerecht). Durch städ-
tebaul. Vertrag gewährleistet die Gemeinde zusätzlich, dass diese Wohnungen tatsächlich durch Senioren belegt 
werden müssen.  
Da die Gemeinde nicht beabsichtigt bzw. auch finanziell und organisatorisch nicht in der Lage ist, den im Ge-
meindegebiet erforderlichen Seniorenwohnraum in eigener Wirtschaftstätigkeit zu verwirklichen, bedient sie sich 
hierzu der Initiative Privater. Dies setzt voraus, dass die dem privaten Partner auferlegten Lasten nach den Ge-
samtumständen angemessen und verhältnismäßig sind. Denn der Eigentümer des hier überplanten Grund-
stücks kann grundsätzlich einen Nachteil im Sinne von § 47 Abs. 2 Satz 1 VwGO geltend machen, wenn Inhalt 
und Schranken seines Grundeigentums durch einen Bebauungsplan bestimmt werden. Durch Beschl. des 
BVerwG v. 17.12.92 (4 N 2.91) ist klargestellt, dass dies insbesondere auch für eine Nutzungsbeschränkung 
durch Festsetzung nach § 9 Abs. 1 Nr. 8 BauGB gilt, die eine aus der Sicht des Eigentümers günstigere Nutzung 
des Grundstücks verhindert. Das Gebot der Angemessenheit erfordert deshalb die Zulassung von „freiem“ 
Wohnraum, um das Ziel „Seniorenwohnen“ verwirklichen zu können. Die Überschreitung der landesplanerischen 
3%-Klausel ist deshalb unvermeidbar, um den Eigenbedarf an Seniorenwohnraum decken zu können. 
Die Vereinbarkeit mit den Erfordernissen der Raumordnung ergibt sich dabei insbesondere bereits aus dem 
SUR-Entwicklungsrahmen 2011, wonach Kritzmow für eine Überschreitung des gem. 4.1 (2) RREP festgelegten 
3% - Rahmens grundsätzlich in Frage kam. Entsprechend § 2 (2) BauGB und Z 3.1.2 (3) des RREP hatte die 
Gemeinde Kritzmow sich dazu im Jahre 2016 mit den unmittelbaren Nachbargemeinden und mit den sonstigen 
zum SUR Rostock gehörenden Gemeinden zu der Überschreitung des 3%-Kontingentes durch den B-Plan Nr. 
21 abgestimmt. Von den 20 beteiligten Gemeinden haben 17 Gemeinden der Planung zugestimmt. 2 Gemein-
den äußerten sich nicht zu der Planung. Die Hansestadt Rostock stimmte mit Verweis auf beeinträchtigte eigene 
Belange nicht zu (SN v. 19.05.2016), ohne jedoch diese Belange nachvollziehbar zu konkretisieren; sie empfahl 
eine Zurückstellung der Planung bis zum Abschluss einer Neuabstimmung der Eigenbedarfsregelung. Die Ge-
meinde Kritzmow ist der angeregten zeitweiligen Zurückstellung der Planung mit 2,5 Jahren umfassend nachge-
kommen. Sie hat seither von weiteren Wohnbauplanungen Abstand genommen und insbesondere die beabsich-
tigten Planungen für den Bedarf von Senioren trotz der sich zuspitzenden Bedarfsentwicklung für Seniorenwohn-
raum (sh. Planbegründung) zurückgestellt, um damit den übergeordneten Entscheidungspozessen den erfor-
derlichen Raum zu geben. Die Gemeinde verzögerte damit ihre aus § 1 (3) BauGB erwachsende eigene Pla-
nungspflicht und ließ eine weitere Verschärfung des wohnungspolitischen und sozialen Entwicklungsproblems 
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 2. 

01. Amt f. Raumordnung und Landesplanung  
Bedenken und Anregungen Behandlung  

 

zu, indem der in der Planbegründung dokumentierte Wohnbedarf für Senioren bisher nicht gedeckt werden 
konnte. 
Demgegenüber wurde eine bereits in der Beratung vom 20.03.2014 beim Amt für Raumordnung mit dem Land-
kreis und der HRO zeitnah in Aussicht gestellte Rostocker Wohnbedarfsanalyse als Entscheidungsgrundlage für 
eine Neujustierung der Wohnbauentwicklung im gesamten SUR von der HRO letztlich erst 02/2017 (empirica) 
vorgelegt und auf dem 5. SUR-Forum 07/2017 in die SUR-Abstimmungsberatungen eingeführt. Zudem ist weder 
aus dem für das Oberzentrum bis 2035 prognostizierten Bevölkerungszuwachs von ca. 25.000 EW (HRO, 2016) 
noch aus dem daraus abgeleiteten Wohnungsbedarf von zusätzlichen 27.000 WE (empirica, 2017) erkennbar, 
dass die mit dem B-Plan Nr. 21 geplanten 48 WE gegenüber dem Rostocker WE-Bedarf entwicklungsrelevant 
sein könnten. 
Inzwischen liegt der fortgeschriebene SUR-Entwicklungsrahmen 2018 vor, der für die Gemeinde Kritzmow für 
den Zeitraum 2017 – 2025 ein Entwicklungskontingent von 117 WE eröffnet. Der B-Plan Nr. 21 ordnet sich ohne 
weiteres in dieses Kontingent ein. Mit Ausnahme der HRO haben alle SUR-Gemeinden dieser Regelung zuge-
stimmt. Dem (zzt. noch beachtlichen) interkommunalen Abstimmungsgebot (RREP Z 3.1.2 (3)) wird insoweit 
genügt. Die HRO trat dem neuen SUR-ER nur unter dem Vorbehalt eines interkommunalen Interessensaus-
gleichs oder einer Neufassung von § 16 FAG M-V bei.  
Desweiteren wurde inzwischen ein Verfahren zur Fortschreibung des RREP – Kapitels 3.1.2 (Stadt-Umland-
Raum) angestoßen, das für den SUR auf eine Nichtanwendung der 3%-Vorgabe und auf eine über den Eigen-
bedarf hinausgehende Bereitstellung von Wohnbauland abzielt sowie die Streichung des bisher bestehenden 
landesplan. Vorbehalts zusätzlicher interkommunaler Abstimmungen vorsieht. Das Beteiligungsverfahren zum 
Fortschreibungsentwurf v. 06/2018 wurde am 03.09.2019 abgeschlossen. 
Auch unter diesen neu justierten landesplanerischen Rahmenbedingungen hält die HRO an der Forderung eines 
Interessenausgleichs in Form von Kompensationsleistungen der Gemeinde Kritzmow fest (SN v. 05.11.2018). 
Dies ist nach Auffassung der Gemeinde Kritzmow unzulässig, weil die Forderung der HRO von sachfremden 
Erwägungen getragen ist, die für die Sicherung der Ziele der Landesplanung und für die gemeindliche Bauleit-
planung irrelevant sind. Die in den landesplanerischen Stellungnahmen v. 19.05.2016 und v. 16.10.2018 attes-
tierte Vereinbarkeit des B-Plans Nr. 21 mit den Erfordernissen der Raumordnung macht dies deutlich. 
Denn die Kompensationsforderung der HRO wird nicht mit der Entstehung möglicher Planungs- und Entwick-
lungshemmnisse begründet, sondern ist maßgeblich von der rein fiskalischen Erwartung getragen, Leistungen 
durch die Gemeinde Kritzmow mitfinanzieren zu lassen, die der HRO mit der zentralörtliche Funktionszuweisung 
eines Oberzentrums vom Land M-V übertragen wurden (LEP, Z 3.2(3)). Die Finanzierung der durch die HRO für 
den Oberbereich zu erbringenden Leistungen und Infrastrukturen des gehobenen sowie des spezialisierten hö-
heren Bedarfs (übergemeindliche Aufgaben) liegt jedoch nicht in der Kompetenz der Gemeinde Kritzmow. Der 
aus der oberzentralen Funktion erwachsende erhöhte Finanzbedarf ist vielmehr mit dem Land M-V abzustim-
men; er findet seine Würdigung in den entsprechenden Regelungen des FAG M-V.  
Das von der HRO entwickelte Kompensationsmodell würde letztlich eine „käufliche“ Regional- und Bauleitplaung 
 



Amt Warnow West, Bauverwaltung Gemeinde Kritzmow, B-Plan Nr. 21                                               Anl. 1 zum Beschluss v. 05.03.2019 
Behandlung der Bedenken und Anregungen zum Entwurf v. 10.03.2016/28.09.2018 

Lfd. Nr. TöB bzw. Bürger  Schreiben vom 
 

 3. 

01. Amt f. Raumordnung und Landesplanung  
Bedenken und Anregungen Behandlung  

 

bewirken. Es würde die kommunale Planungshoheit untergraben und wäre nicht mehr durch das gemeinde-
nachbarliche Abstimmungsgebot des § 2 (2) BauGB gedeckt. Schlussendlich würde durch das Rostocker Kom-
pensationsmodell das gesamte planungsrechtliche Abstimmungs- und Abwägungsgebot konterkariert.   
 
Die Ziele der Raumordnung sind beachtet.  
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N5 Hansestadt Rostock 19.05.2016, 05.11.2018 
Bedenken und Anregungen Behandlung  

 

Die zurückgelegte Wohnbauentwicklung der Gemeinde war überwiegend von überörtlichen Zuzugsinteressen 
getragen, bediente jedoch ebenso auch Neubauabsichten einheimischer Bürger. Ein dringender Eigenbedarf für 
die Bevölkerungsgruppe der Senioren hatte sich zum Zeitpunkt der angesprochenen zurückliegenden Planver-
fahren, die in den Jahren 2007 (Planungsziele/ Aufstellungsbeschluss BP 15) bzw. 2008 (Planungsziele/ Aufstel-
lungsbeschluss BP 05-4) eingeleitet und 2012 bzw. 2013 abgeschlossen wurden, noch nicht abgezeichnet. Die 
Gemeinde Kritzmow arbeitet jedoch bereits seit etwa 2013/14 an der Thematik Seniorenwohnraum; die erforder-
lichen Vorklärungen (Grundstück, Plankonzept, landesplanerische Vorabstimmung) erreichten erst Mitte/Ende 
2015 die Reife für ein formelles Planverfahren. Allerdings hatte auch die Hansestadt Rostock in ihren früheren 
Stellungnahmen nicht auf eine solche Problemlage hingewiesen, obwohl insbesondere zum B-Plan Nr. 15 eine 
durchaus intensive inhaltliche Abstimmung und Anpassung erfolgt ist. Der Vorwurf einer Vernachlässigung von 
Planungspflichten und eines selbst verursachten Missstandes wird insoweit zurückgewiesen.  
In keinem Falle jedoch stellt eine fortgesetzte „Vernachlässigung“ des Problems einen sachgerechten Lösungs-
ansatz dar. Denn nachdem ein besonderer Bedarf für seniorengerechten Wohnraum nunmehr allseitig erkennbar 
ist und zunehmend entscheidungsbedürftig wird, wäre es eine Pflichtverletzung, dieses Problem planerisch zu 
ignorieren. Daß der Nachzug in frei werdende Eigenheime u.U. auch mit einem Einwohnerzuzug verbunden sein 
kann, ist planerisch nicht steuerbar und insoweit unvermeidbar. Aus den SN v. 19.05.2016 und v. 05.11.2018 
geht allerdings auch nicht hervor, inwiefern der Freizug von 48 WE als vsl. Folge des B-Plans Nr. 21 gegenüber 
dem Rostocker Bedarf von 27.000 WE (empirica, 2017) entwicklungsrelevant sein könnte oder die landesplaneri-
sche Funktionszuweisung der HRO als Oberzentrum (LEP Z 3.2 (3)) gefährden könnte. Die in diesem Zusam-
menhang angeführten Pkte. 3.2 (1) des LEP und 4.1 (1) des RREP stellen dabei keine Ziele der Raumordnung 
dar, auf die die HRO sich nach § 2 (2) BauGB berufen könnte.  
Darüber hinaus ist der auf einem möglichen Einwohnerzuzug aufbauende Vorwurf unzutreffend, die Planung 
widerspreche gegen Ziele der Raumordnung, nämlich gegen die 3%-Klausel (RREP-Programmsatz Z 4.1 (2)). 
Denn RREP-Programmsatz Z 3.1.2 (3) sieht eine Überschreitungsmöglichkeit mit dem Vorbehalt der interkom-
munalen Abstimmung vor. Dementsprechend hatte die Gemeinde Kritzmow den Planentwurf im Rahmen der 
Stadt-Umland-Kooperation interkommunal abgestimmt. Von den 20 beteiligten Gemeinden haben 17 der Pla-
nung zugestimmt; 2 Gemeinden äußerten sich nicht zu der Planung. Die HRO empfahl in ihrer SN v. 19.05.2016 
eine Zurückstellung der Planung bis zum Abschluss einer Neuabstimmung der Eigenbedarfsregelung. Dem kam 
die Gemeinde Kritzmow mit einer zeitweiligen Zurückstellung der Planung um ca. 2,5 Jahre umfassend nach. Sie 
hat seither von weiteren Wohnbauplanungen Abstand genommen und insbesondere die beabsichtigten Planun-
gen für den Bedarf von Senioren trotz der sich zuspitzenden Bedarfsentwicklung für Seniorenwohnraum (sh. 
Planbegründung) unterbrochen, um damit den übergeordneten Entscheidungspozessen den erforderlichen 
Raum zu geben. Die Gemeinde verzögerte damit ihre aus § 1 (3) BauGB erwachsende eigene Planungspflicht 
und ließ eine weitere Verschärfung des wohnungspolitischen und sozialen Entwicklungsproblems zu, indem der 
örtliche Wohnbedarf für Senioren bisher nicht gedeckt werden konnte. Den Ausführungen der Planbegründung 
ist dabei zu entnehmen, dass dieser Bedarf ausschließlich auf der Eigenentwicklung der Gemeinde basiert. 
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Inzwischen liegt nun der fortgeschriebene SUR-Entwicklungsrahmen 2018 vor, der für die Gemeinde Kritzmow 
für den Zeitraum 2017 – 2025 ein Entwicklungskontingent von 117 WE eröffnet. Der B-Plan Nr. 21 ordnet sich 
ohne weiteres in dieses Kontingent ein. Mit Ausnahme der HRO haben alle SUR-Gemeinden dieser Regelung 
zugestimmt. Die HRO trat dem neuen SUR-ER nur unter dem Vorbehalt eines interkommunalen Interessensaus-
gleichs oder einer Neufassung von § 16 FAG M-V bei.  
Desweiteren wurde inzwischen ein Verfahren zur Fortschreibung des RREP – Kapitels 3.1.2 (Stadt-Umland-
Raum) angestoßen, das für den SUR auf eine Nichtanwendung der 3%-Vorgabe und auf eine über den Eigen-
bedarf hinausgehende Bereitstellung von Wohnbauland abzielt sowie die Streichung des bisher bestehenden 
landesplanerischen Vorbehalts zusätzlicher interkommunaler Abstimmungen vorsieht.  

Unter Berücksichtigung dieser Anpassungen an die regionale Entwicklungsdynamik und der ganz klar erweiter-
ten landesplanerischen Rahmenbedingungen ist sowohl die seinerzeit u.a. mit zusätzlichem SUR-Abstimmungs-
bedarf begründete Zurückstellungsempfehlung (SN v. 19.05. 2016) als auch die gänzliche Verzichtsempfehlung 
(SN v. 05.11.2018) unverständlich. Die Empfehlung bedeutet für die Gemeinde Kritzmow, auf eine Problemlö-
sung zu verzichten und eine angemessene eigene Planungsvorsorge dauerhaft aufzugeben. Sie ist deshalb 
inakzeptabel. Gleichwohl verweist die Gemeinde Kritzmow darauf, dass die planerisch verfügbaren Möglichkei-
ten zur Begrenzung möglicher Auswirkungen auf die Rostocker Entwicklungsplanungen mit der Begrenzung der 
Wohnungszahl und die Zweckbindungsklausel in Teil B Nr. 3.1, 3.2 des B-Plans vollständig ausgeschöpft wur-
den und Bedenken der HRO damit teilweise ausräumt werden. Darüber hinaus sichert die Gemeinde zusätzlich 
durch städtebaul. Vertrag, dass die für besonderem Wohnbedarf zugelassenen Wohnungen tatsächlich durch 
Senioren belegt werden müssen.  

Auch in der Bereitschaft der HRO zu einem Interessenausgleich in Gestalt von Kompensationsleistungen sieht 
die Gemeinde Kritzmow keinen geeigneten Ersatz für eine planerische Abstimmung zwischen Nachbargemein-
den. Die angeregten Kompensationsleistungen entbehren zunächst einer sachlichen Grundlage, da die HRO in 
ihren Stellungnahmen keine Beeinträchtigungen eigener Belange durch die Planung der Gemeinde Kritzmow 
nachvollziehbar darlegen konnte. Darüber hinaus hält die Gemeinde eine derartige Kompensationsleistung im 
System der Bauleitplanung für sachfremd und i.Ü. für ungesetzlich. Denn die Kompensationsvorstellungen der 
HRO werden nicht mit der Entstehung möglicher Planungs- und Entwicklungshemmnisse begründet, die Ge-
genstand der Abstimmung nach § 2 (2) BauGB sind. Vielmehr sind sie maßgeblich von der rein fiskalischen 
Erwartung getragen, Leistungen durch die Gemeinde Kritzmow mitfinanzieren zu lassen, die der HRO mit der 
zentralörtlichen Funktionszuweisung eines Oberzentrums vom Land M-V übertragen wurden (LEP, Z 3.2(3)). Die 
Finanzierung der durch die HRO für den Oberbereich zu erbringenden Leistungen und Infrastrukturen (überge-
meindliche Aufgaben) liegt jedoch nicht in der Kompetenz der Gemeinde Kritzmow. Der aus der oberzentralen 
Funktion erwachsende erhöhte Finanzbedarf ist vielmehr mit dem Land M-V abzustimmen; er findet seine Wür-
digung in den entsprechenden Regelungen des FAG M-V. Das von der HRO entwickelte Kompensationsmodell 
würde letztlich auf eine „käufliche“ Bauleitplaung hinauslaufen. Es würde die kommunale Planungshoheit unter-
graben und wäre nicht mehr durch das gemeindenachbarliche Abstimmungsgebot des § 2 (2) BauGB gedeckt.  
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 6. 

N5 Hansestadt Rostock  
Bedenken und Anregungen Behandlung  

 

Schlussendlich würde durch das Rostocker Kompensationsmodell das gesamte planungsrechtliche Abstim-
mungs- und Abwägungsgebot konterkariert. 

Die Bedenken werden teilweise berücksichtigt.  
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 7. 

04. Hauptzollamt Stralsund 19.05.16 
Bedenken und Anregungen Behandlung  

 

 

Ein Hinweis auf die zollrechtlichen Regelungen, die sich aus der lage des Plangebietes im grenznahen Raum 
ergeben, ist in der Planbegründung (Pkt. 8) enthalten. 
 
Die Anregungen werden vollständig berücksichtigt. 
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 8. 

07. Landesamt für Kultur und Denkmalpflege 08.06.16 
Bedenken und Anregungen Behandlung  

 

 

Das Bodendenkmal wurde nachrichtlich in den B-Plan übernommen. Hinweis C wurde textlich entsprechend den 
Hinweisen zum Verfahren mit dem Bodendenkmal sowie mit zufälligen Funden angepasst.  
Die Planbegründung wurde in Pkt. 2 und Pkt. 9 entsprechend aktualisiert. 
 
Die Anregungen werden vollständig berücksichtigt. 
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 9. 

11. LAGuS -Gewerbeaufsicht- 17.05.16 
Bedenken und Anregungen Behandlung  

 

 

Die Hinweise, die außerhalb der von der Bauleitplanung berührten Belange mitgeteilt wurden, werden zur Kennt-
nis genommen.  
 
Die Anregungen werden vollständig berücksichtigt. 
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 10. 

13. Landesamt f. Brand- und Katastrophenschutz 13.05.2016 
Bedenken und Anregungen Behandlung  

 

Aus der Sicht der vom LPBK zu vertretenden Belange von Brand- und Katastrophenschutz stößt die Planung 
nicht auf Bedenken. Zur Wahrung kommunaler Belange des Brand- und Katastrophenschutzes wurde der Land-
kreis als zuständige Kommunalbehörde beteiligt. 
Auf die nicht auszuschließende Möglichkeit von Munitionsfunden, die damit verbundenen Verkehrssicherungs-
pflichten und Verhaltensregeln beim Auffinden kampfmittelverdächtiger Gegenstände oder Munition wird in Pkt. 
8 der Planbegründung hingewiesen. Die Regelungsinhalte des B-Plans bleiben hiervon unberührt. 
 
Die Anregungen sind vollständig berücksichtigt. 
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 11. 

16. Landkreis Rostock 19.05.2016 
Bedenken und Anregungen Behandlung  

 

 

 
 
 
 
 
 
Zu 2.: Die Möglichkeit einer Berichtigung des F-Plans (Darstellung der Plangebietsfläche im FNP als Allgemeines 
Wohngebiet), die sich aus § 13a (2) BauGB ergibt wurde geprüft. Eine nachfolgende Berichtigung des FNP ist 
nicht erforderlich, weil die im B-Plan vorgesehene Wohnnutzung zu dem Spektrum der in gemischten Bauflächen 
(FNP-Darstellung) vorgesehenen Nutzungsarten gehört und aufgrund der sonstigen Nutzungen (Kritzmow Park, 
Discount-Markt NETTO, Mischgebiet B-Plan Nr. 20) den Entwicklungszielen des FNP entsprochen wird. 
Überlegungen über eine Berichtigung des FNP erübrigen sich zudem wegen des bereits laufenden Verfahrens 
zur Neuaufstellung des FNP Kritzmow, in den die Wohngebietsdarstellung nach Rechtskraft des B-Plans Nr. 21 
übernommen wird. (sh. S. 14, Zu 2.) 

Zu 3.: Das geplante Wohngebiet soll als zusammenhängende Wohnanlage entwickelt werden. Das Gebiet ist 
durch die Gemeindestraße Am Karauschensoll verkehrlich erschlossen; eine Festsetzung von Verkehrsflächen 
ist deshalb nicht erforderlich. Eine innere Erschließung ist über Wohnwege vorgesehen, die gleichzeitig als fahr-
gassen für die Anlage notwendiger Stellplätze dienen sollen. Dies wird mit der standörtlichen Reservierung von 
Flächen für Nebenanlagen gesichert und hinreichend planungsrechtlich gesteuert; die Zulässigkeit und Herstel-
lung dieser Anlagen ist von der Wohngebietsfestsetzung ausreichend gedeckt. Die mit dem Wegerecht verfolgte 
Sicherung einer Überquerbarkeit für die Allgemeinheit stellt in Bezug auf die Hauptnutzung Wohnen eine sekun-
däre Nutzung dar, die keine selbständige Ausweiseung einer Verkehrsfläche erfordert. Die Qualifizierung als 
einfacher B-Plan nach § 30 BauGB ist insoweit ohne Bedeutung für die Erreichung der Planungsziele. 
Die Folge, dass § 62 LBauO (Genehmigungsfreistellung) nicht anwendbar sein wird, wird zur Kenntnis genom-
men. (sh. S. 14, Zu 3.) 

Zu 4.: Die fehlerhaften Bezugnahmen wurden korrigiert. 

 

Zu 5.: Das Planzeichen 13.2 für anzupflanzende Bäume wurde berichtigt. 
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 12. 

16. Landkreis Rostock 19.05.2016 
Bedenken und Anregungen Behandlung  
Untere Wasserbehörde 

 

 
 
Eine entsprechende Klarstellung ist in der Planbegründung enthalten (Pkt. 5.2). 
 
 
Ob die ursprünglich zum Vorfluter 2/2 R gehörigen Anfangshaltungen (DN 400 B) zwischen Satower Straße 55, 
Am Wall 1-8 (Blaues Wunder) und Rückhaltebecken noch eine Funktion erfüllen, kann nur vermutet werden. Es 
wird davon ausgegangen, dass hier aus DDR-Zeit noch einzelne Einleitungen von Anliegern der Satower Straße 
erfolgen. Im Zusammenhang mit der Errichtung des NETTO-Marktes (B-Plan Nr. 18) wurde im weiteren Planbe-
reich ein  Sammler DN 1000 / 1200 B entlang der südlichen und östlichen Grundtücksgrenzen des Flst. 59/7 
hergestellt. Der Sammler wurde als öff. RW-Kanal vom WWAV übernommen und nimmt das Regenwasser des 
Bereiches Kritzmow Park / Karauschensoll sowie des Altbestandes am Schwarzen Weg und an der Satower 
Straße/südlich der Kreuzung Weitenmoor auf. Der besagte obere Abschnitt des Vorfluters 2/2/R (DN 400 B) wur-
de bei der vg. Baumaßnahme nicht aufgefunden oder eingebunden.  
Aus der Überlagerung unterschiedlicher Vermessungs- und Projektunterlagen konnte im Bereich des B-Plans Nr. 
21 ein wahrscheinlicher Trassenverlauf des ehem. Vorfluters 2/2/R mit einer wahrscheinlichen Sohltiefe bei ca. 45 
m HN (ca. 6 m u.G.) abgeleitet werden. Die Leitung verläuft vermutlich zwischen den gepl. Häusern 2 und 3, 
unterhalb der Sohle des Rückhaltebeckens und setzt sich dann nördlich davon, ab der Einleitstelle vom Rückhal-
tebecken (Schacht R0391 1011) als Vorfluter 2/2/R fort. Für eine genauere vermessungstechnische Feststellung 
sieht der Investor ein Erfordernis erst im zeitlichen Zusammenhang mit der Baugenehmigungsplanung. 
Die alte Leitung wurde deshalb auf der Verbindungslinie beider angrenzenden (vermessungstechnisch festge-
stellten) Schächte mit Leitungsrecht in den B-Plan aufgenommen (Schacht südwestlich des Plangebietes auf 
dem Areal des KritzmowParks und Schacht in der Nordwestböschung des Rückhaltebeckens (R0391 1011)). Für 
die Leitung (DN 400 B) ist gem. DVGW-Arbeitsblatt W 401 ein Sicherungsstreifen von (beidseitig) je 4 m erforder-
lich. Für das Niederschlagswasser ist über die örtliche Versickerungsmöglichkeiten hinaus ein Anschluss an das 
öffentliche RW-Netz in Höhe des Rückhaltebeckens vorgesehen (Schacht R 0391 0826). (sh. S. 16) 
 
Die Hinweise zum vorbeugenden Gewässerschutz, zur Einbindung aufgefundener Drainagen und zu Grundwas-
serabsenkungen sind in der Planbegründung enthalten (Pkt. 5.2, Pkt. 8). 
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 13. 

16. Landkreis Rostock 19.05.2016 
Bedenken und Anregungen Behandlung  
Untere Verkehrsbehörde 

 

 

Zu 1.: Die Baumstandorte befinden sich im Abstand von 1,5 m zur Grundstücksgrenze. Die Fahrbahnkante der 
Gemeindestraße ‚Am Karauschensoll‘, auf die eine ausreichende Sicht sicherzustellen ist, ist 2 m von der 
Grundstücksgrenze entfernt. Eine ausreichende Anfahrsicht für den Kraftfahrer ist gewährleistet, wenn er in ei-
nem Abstand von 3 m vom Fahrbahnrand die übergeordnete Straße einsehen und hier auch gefahrlos einfahren 
kann. Die Baumstandorte kollidieren deshalb nicht mit den nach RASt06 erforderlichen Sichtdreiecken und blei-
ben unverändert. 

Zu 2.: Eine entsprechende Prüfung war Grundlage der Abgrenzung und Festsetzung der Fläche für Nebenanla-
gen/Stellplätze (vgl. Planbegründung Pkt. 5.1.). 

 
 

Zu 3.: Die GaragenVO gilt unabhängig von den Festsetzungen des B-Plans. Dies bedeutet, dass eine Garage 
dort nicht errichtet werden kann, wo bis zur öff. Verkehrsfläche eine Zu- und Abfahrt von mind. 3 m Länge nicht 
erreicht wird. Dieser Forderung steht die Festsetzung der Flächen für Nebenanlagen nicht entgegen. Die GarVO 
regelt keine Abstandsflächen sondern Mindestlängen für Garagenzufahrten an öff. Straßen. 

 
Zu 4.: Bei dem Wegerecht handelt es sich nicht um einen öffentlichen Weg, sondern um ein begrenztes Mitbe-
nutzungsrecht eines privaten Grundstücks. Die Festsetzung „Mindestbreite 1,20 m“ entspricht der zu erwarten-
den Nutzungsdichte und berücksichtigt i.Ü. den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit bzgl der Belastung des Flst. 
59/7. Wegen der Plankonzeption des B-Plans 22 wird das Wegerecht nach Süden verlegt. 

 
Zu 5.: Die Bereitstellung der Müllbehälter ist durch die Abfallsatzung LRO geregelt. Eine weitergehende Rege-
lung der Gemeinde durch Festsetzung im B-Plan ist deshalb nicht erforderlich. Die Gemeinde beabsichtigt nicht 
über die Abfallsatzung hinausgehende Anforderungen zu regeln. Vielmehr soll es – im Rahmen der Abfallsat-
zung – der Entscheidungsfreiheit des Bauherrn überlassen bleiben, den Standort und die baulich-gestalterische 
Einbindung von Müllbehälterplätzen in die künftige Wohnanlage zu regeln. (sh. S. 14, Zu 6.) 

Zu 6., 7.: Die Hinweise berühren keine Regelungsinhalte der Bauleitplanung und bleiben unberücksichtigt. 
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 14. 

16. Landkreis Rostock 01.11.2018 
Bedenken und Anregungen Behandlung  

 

 

 
 
 
 
 
Zu 2.: (sh. S. 11/Zu 2.) Wenn auf einer im Flächennutzungsplan dargestellten Mischbaufläche im Bebauungs-
plan ein allgemeines Wohngebiet festsetzt, ist das Entwicklungsgebot nicht verletzt (vgl. Ernst/ Zinkahn/ Bielen-
berg, § 1 BauNVO Rdnrn. 35 ff.). Auch eine Mischbaufläche dient unter anderem der Wohnnutzung (vgl. § 6 Abs. 
2 Nr. 1 BauNVO). Die Abweichung lässt sich mit dem Übergang von der Flächennutzungsplanung in die konkre-
tere Planungsstufe des Bebauungsplans rechtfertigen. Die als WA im B-Plan festgesetzte Fläche macht dabei 
nur eine Teilfläche der MI-Darstellung des FNP aus. Die übrigen Teilflächen sind durch gewerbl. Nutzungen be-
legt, so dass die im FNP angelegte Nutzungsmischung auch unter Berücksichtigung der Nutzungszonierung 
gewahrt wird. 
Zu 3.: (sh. S. 11/ Zu 3.) Der Plan wird mit dem Hinweis ‚einfacher B-Plan‘ versehen. Ohne dass hierfür ein rechtli-
ches Erfordernis bestünde, wird damit u.a. klargestellt, dass z.B. eine Baugenehmigungsfreistellung nach § 62 
LBauO nicht möglich ist (vgl. § 62 (2) Nr. 1) LBauO). 

Zu 4.: Die Vermessungsunterlage basiert nicht auf dem zzt. amtllichen Lage- und Höhenbezugssystem (ETRS 
89/DHHN2016). Das vom Vermesser verwendete Lage- und Höhenbezugssystem (GK 42/83 / HN76) ist jedoch 
eindeutig bestimmt. Anhand geläufiger Transformationsmethoden ist eine Überführung in ETRS 89/DHHN2016 
jederzeit möglich. Die Planunterlage genügt damit den Anforderungen der Planzeichenverordnung. Im B-Plan 
wird auf das veraltete Bezugssystem zurückgegriffen, um eine auf die Plangrundlage bezogene Bauhöhenbe-
stimmung zu ermöglichen. Das verwendete Lage- und Höhenbezugssystem ist in der Planzeichnung eindeutig 
ausgewiesen. 

Zu 5.: Die Bedenken werden nicht geteilt. Die Überlagerung einzelner Planzeichen ist planbedingt unvermeidbar. 
Jedoch ist die Lesbarkeit des Planzeichens ‚Stellplätze‘ gegeben und die Festsetzung insoweit rechtlich eindeu-
tig.  

 
Zu 6.: Die Abfallentsorgung ist aufgrund der Grundstückslage an einer öffentlichen Straße hinreichend möglich. 
Die Bedenken wegen Bereitstellungsflächen für Abfallbehälter sind Gegenstand der Baugenehmigungsplanung 
und berühren keine Regelungsinhalte des B-Plans. Ihre Anzahl und Größe ergeben sich erst aus dem Bauvor-
haben. Soweit sich Schwierigkeiten bei der Unterbringung ausreichender Flächen ergeben sollten oder reine 
Zweckmäßigkeitsüberlegungen alternative Lösungen erfordern, sieht die Abfallsatzung hinreichende Möglichkei-
ten vor (z.B. § 9 (4) Abf-Satzung LRO). 
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 15. 

16. Landkreis Rostock 01.11.2018 
Bedenken und Anregungen Behandlung  

 

 

 
 
 
 
 
 
Zu 7.: Der B-Plan setzt eine 3-geschossige Bebauung als zwingend fest und lässt darüber hinaus ein 4. Vollge-
schoss (nicht zwingend) zu. In der Planbegründung ist dazu klargestellt, dass die Ausschöpfung des zugelas-
senen 4. Vollgeschosses eine ergänzende private Löschwasserbereitstellung erfordert (Zisterne 96 m³). Im Bau-
recht ist diejenige (bauordnungsrechtliche oder planungsrechtliche) Vorschrift einzuhalten, die dem konkreten 
Bauvorhaben den engeren Rahmen setzt – in diesem Fall § 14 LBauO M-V. Erst im Zuge der Baugenehmi-
gungsplanung ergibt sich, ob der Bauherr von dem zugelassenen 4. Vollgeschoss Gebrauch machen möchte. 
Hiervon abhängig ergibt sich sodann das Erfordernis einer ergänzenden grundstücksbezogenen Löschwasser-
lösung. Lediglich i.S. einer Klarstellung verpflichtet die Gemeinde den Investor in einem städtebaulichen Vertrag 
zur Errichtung der ggf. erforderlichen zusätzlichen Löschwasserversorgung. 
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16. Landkreis Rostock 01.11.2018 
Bedenken und Anregungen Behandlung  
Brandschutz: 

 
Straßenbau und Verkehr: 

 
Untere Wasserbehörde: 

 

 
 
 
 
Der Hinweis wird z.K. genommen und in der Planbegründung Pkt. 4 ergänzt. Er ergibt sich unmittelbar aus §§ 
14, 33 LBauO M-V und betrifft die Ebene der Baugenehmigungsplanung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.: sh. S. 13 / Zu 4. 
 
 
 
Zu 2.: sh. S. 13/zu 5., sh. S. 14/Zu 6. 
 
Zu 3.: Der B-Plan beinhaltet keine Hecken. Ein Regelungserfordernis besteht deshalb nicht. Die Verpflichtung für 
die Grundstückseigentümer und die Zuständigkeit für die Aufsicht bzgl. erforderlicher Sichtfelder ergeben sich 
i.Ü. direkt aus § 35 (3, 4) StrWG M-V. Dies erübrigt insoweit Festsetzungen im B-Plan. In Pkt. 6 der Planbegrün-
dung wurde jedoch entsprechend der Anregung eine Darlegung der Rechtspflichten des § 35 (3, 4) StrWG zur 
Freihaltung der Mindestsichtfelder an Einmündungen und Rad-/Gehwegüberfahrten (Einfahrtbereich von der 
Straße’Am Karauschensoll‘) ergänzt. 
Zu 4. Der Hinweis berührt keine Regelungsinhalte der Bauleitplanung und bleibt unberücksichtigt. 
 
 
 
Mit der Änderung der Vorflut im Zuge des Neubaus „NETTO-Markt“ wurde der Beginn der Vorfluttrasse 2/2R 
nach nördlich des Rückhaltebeckens verlegt. Die alte B400-Ltg. ging damit in die Zuständigkeit der Gemeinde 
über. Eine Feststellung, ob eine Stillegung dieser alten B400 – Leitung möglich ist, konnte nicht getroffen wer-
den. Durch Festsetzung im B-Plan und ergänzend durch s/b Vertrag mit dem Investor hat die Gemeinde sich 
deshalb einen 8 m breiten Leitungskorridor gesichert. (sh. S. 12) 
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16. Landkreis Rostock 07.11.2018 
Bedenken und Anregungen Behandlung  
Untere Naturschutzbehörde: 

 
 

 

Die SN ging am 08.11.2018 nach Ablauf der Beteiligungsfrist ein; auf § 4a(6) BauGB wird verwiesen. 
 
Zu 1. (Artenschutz): Als Amphibienschutzmaßnahme ist eine Einwanderung in das Plangebiet und ein damit 
verbundenes potenzielles baubedingtes Tötungsrisikos von Individuen gem. § 44 (1) BNatSchG auszuschließen. 
Dazu wird nach § 9 (1) Nr. 20 BauGB ein temporärer Amphibienschutzzaun festgesetzt, der im Zeitraum von Mai 
bis Juli an der nordöstlichen Plangebietsgrenze aufzustellen und vorzuhalten ist. Zur Berücksichtigung potenziel-
ler Vorkommen freibrütender Vogelarten ist gem. § 44 (1) BNatSchG ein baubedingtes potenziellen Tötungs- und 
Störungsrisiko zu vermeiden. Dazu wird eine Bauzeitenbeschränkung festgesetzt indem Baufeldfreimachungs-
maßnahmen nur im Zeitraum September bis Februar zugelassen werden. Abweichend davon werden Baufeld-
freimachungsmaßnahmen auch außerhalb dieses Zeitraums zugelassen, wenn zuvor gegenüber der Nutur-
schutzbehörde sachverständig nachgewiesen wurde, dass das Plangebiet nicht als Brutplatz freibrütender Vo-
gelarten genutzt ist.  
 
Zu 2. (Wurzelschutzbereiche): Die Anpflanzung erfolgte gem. B-Plan Nr. 15 im Abstand von ca. 3 m von der 
Nachbargrenze. Mit dem  Wild-Holzapfel wurde aus Nachbarschaftsgründen bewusst eine kleinkronige Baumart 
gewählt, um potenzielle Auswirkungen/Nutzungsbeschränkungen für die Flst. 81/7, 59/7 gering zu halten. Der 
Wild-Holzapfel (malus sylvestris) als mutmaßliche Stammform des Kulturapfels ist ein Kleinbaum und wird meist 
3-6 m hoch, selten höher. Er ist ein Herzwurzler mit einer Wuchsbreite von 2 bis 4 m.  
Der geforderte Schutzabstand von 10 m zum Stammfuß der Bäume ist weder für eine störungsfreie Entwicklung 
der Bäume erforderlich, noch ist er unter nachbarrechtlichen Gesichtspunkten mit Blick auf die Nutzungsbe-
schränkung der Flst. 81/7, 59/7 verhältnismäßig. Der Anregung wird deshalb nicht gefolgt. 
Ausgehend von einem Wurzelschutzbereich, der sich nach den Fachkonventionen (DIN 18920 ‚Schutz von 
Bäumen, Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen‘; ZTV Baumpflege) aus der Kronen-
projektionsfläche zzgl. 1,5 m ergibt, ist ein Mindestabstand von ca. 3,5 m zum Stammfuß der Bäume baufrei zu 
halten. Dieser Abstand wird mit den im B-Plan Nr. 21 festgesetzten Baugrenzen und Flächen für Nebenanlagen 
eingehalten (Baumabstand zu den Baugrenzen ca. 8,3 m, Baumabstand zu den Nebenanlagen ca. 10,1 m bzw. 
im nördl. Bereich ca. 3,9 m). 
 
 
 
 
 
 
Die Anregungen werden teilweise berücksichtigt. 
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17.3 WBV „Hellbach – Conventer Niederung“ 18.05.2016 
Bedenken und Anregungen Behandlung  

 

 
 

Eine Überprüfung des Tiefbauprojektes zur Baufreimachung für die NETTO-Filiale ergab, dass bei der Neuverle-
gung der RW-Leitung DN 1000 B die besagte ehem. Vorflutleitung nicht aufgefunden bzw. eingebunden wurde. 
Ebensowenig konnte hinreichend sicher festgestellt werde, inwieweit die Leitung noch in Funktion ist; es wird 
vermutet, dass hier aus DDR-Zeit noch einzelne Einleitungen von Anliegern der Satower Straße erfolgen. Die 
Leitung ist deshalb zu sichern.  
Aus der Überlagerung unterschiedlicher Vermessungs- und Projektunterlagen konnte im Bereich des B-Plans ein 
wahrscheinlicher Trassenverlauf und eine wahrscheinliche Sohltiefe auf ca. 45 m HN (ca. 6 m u.G.) abgeleitet 
werden. Die Leitung verläuft vermutlich zwischen den gepl. Häusern 2 und 3, unterhalb der Sohle des Rückhal-
tebeckens und setzt sich nördlich davon ab der Einleitstelle vom Rückhaltebecken (Schacht R 0391 1010) als 
Vorfluter 2/2/R fort. 
Zur Absicherung dieser Vermutung ist eine vermessungstechnische Feststellung zwischen dem Schacht süd-
westlich des Plangebietes auf dem Areal des KritzmowParks und dem Schacht in der Nordwestböschung des 
Rückhaltebeckens (R 0391 1011) erforderlich, um eine ausreichende planungsrechtliche Sicherung der Altleitung 
vorzunehmen. Für die Leitung (DN 400 B) wäre gem. DVGW-Arbeitsblatt W 401 ein Sicherungsstreifen von 
(beidseitig) je 4 m erforderlich. 
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17.3 WBV „Hellbach – Conventer Niederung“ 01.11.2018 
Bedenken und Anregungen Behandlung  

 

Mit der Änderung der Vorflut im Zuge des Neubaus „NETTO-Markt“ wurde der Beginn der Vorfluttrasse 2/2R 
nach nördlich des Rückhaltebeckens verlegt. Die alte B400-Ltg. ging damit in die Zuständigkeit der Gemeinde 
über. Eine Feststellung, ob eine Stillegung dieser alten B400 – Leitung möglich ist, konnte nicht getroffen wer-
den. Die Leitung wird deshalb einstweilen durch die Gemeinde aufrecht erhalten.  
Durch Festsetzung im B-Plan und ergänzend durch s/b Vertrag mit dem Investor hat die Gemeinde sich deshalb 
einen 8 m breiten Leitungskorridor gesichert.  
Die Gemeinde ist langfristig um eine Stillegung bemüht und beabsichtigt „Alteinleiter“ zu ermitteln und entspre-
chend zu informieren. 
 
Die Anregungen werden vollständig berücksichtigt. 
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18.1 WWAV 29.10.2018 
Bedenken und Anregungen Behandlung  

 

 
 
 
Die Planunterlagen wurden entsprechend aktualisiert (Planbegründung). 
Die Stellungnahme der Nordwasser GmbH v. 17.10.2018 wurde berücksichtigt. 
 
 
 
  
Die Anregungen werden vollständig berücksichtigt. 
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18.2 Eurawasser Nord GmbH, Nordwasser GmbH 17.05.2016, 17.10.2018 
Bedenken und Anregungen Behandlung  

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
Da aus dem öffentlichen Hydrantennetz nur eine Löschwasserentnahme von 48 m³/h (800 l/min) gewährleistet 
werden kann, war zu entscheiden, ob eine Lösungsalternative für die Erreichung der für die Erstbrandbekämp-
fung erforderlichen Gesamt-Löschwassermenge von 96 m³/h (1.600 l/min) über 2 Std. besteht oder ob die An-
forderungen an die Löschwasserbereitstellung durch Reduzierung des Nutzungsmaßes auf max. 3 Vollgeschos-
se  gesenkt werden müssen.  
Der Grundstückseigentümer hat sich durch städtebaulichen Vertrag bereit erklärt, als Ergänzung zur Löschwas-
serbereitstellung durch die Gemeinde auf eigene Kosten eine Löschwasserzisterne mit eine Kapazität von mind. 
96 m³ zu errichten. Damit kann die gem. DVGW-Richtlinie TRW 405 zur Erstbrandbekämpfung erfoderliche Ge-
samt-Löschwassermenge für eine 4-geschossige Bebauung mit feuererbeständigen oder feuerhemmenden 
Umfassungen und harter Bedachung von 96 m³/h (1.600 l/min) über 2 Std. abgesichert werden.  
 
Für die Schmutzwasserableitung wird ein Anschluss an die SW-Lleitung in der Satower Straße vorgesehen. Dazu 
wird auf dem Flst. 59/18 ein entsprechendes Leitungsrecht bereitgestellt und im B-Plan Nr. 22 festgesetzt. Die 
Gewährung des Leitungsrechts wurde in einem Abstimmungsgespräch mit den Bauherren der Flst. 59/7 (B-Plan 
21) und 59/18 (B-Plan 22) am 12.05.16 im Amt Warnow-West bestätigt. 
 
Zur Niederschlagsentwässerung des Plangebietes ist dazu ein Anschluss an den nordöstlich des Plange-bietes 
verlaufenden RW-Kanal DN 1.200 B (WWAV) vorgesehen (Schacht R 0391 0826). Auch aus Gründen des vor-
beugenden Gewässerschutzes (Trinkwasser-Schutzzonenordnung) sind zumindest jegliche befestigten Flächen 
an das bestehende öffentliche RW-Netz anzuschließen. 
 

Die Planunterlagen wurden entsprechend aktualisiert (Planbegründung). 
 
 
 
 
 
 
Die Anregungen werden vollständig berücksichtigt. 
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20. E.DIS AG 23.05.2016 
Bedenken und Anregungen Behandlung  

 

 

 
 
 
 
Ein Hinweis auf die erforderliche Flächenfreihaltung für die Ergänzung der Stromversorgungsanlagen und die 
notwendigen Inhalte des Anschlussantrages des Bauherrn wird in der Planbegründung ergänzt (Pkt 5.2). 
 
Die Anregungen werden vollständig berücksichtigt. 
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22. Stadtwerke Rostock AG 11.05.2016 
Bedenken und Anregungen Behandlung  

 

 
Der Anregung (Streichung Satz 3) wurde gefolgt. 
Die Anregungen werden vollständig berücksichtigt. 
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31. Amt Warnow - West 16.06.2016 
Bedenken und Anregungen Behandlung  

 

 

Die geltende Fassung der Abfallsatzung wurde in der Planbegründung berichtigt. 

Zu 1.: Der Empfehlung wird nicht gefolgt. Eine Beschränkung der GRZ-Überschreitungsmöglichkeit nach § 19 
(4) BauNVO war zu keinem Zeitpunkt Bestandteil einer zwischen Gemeinde und TöB abgestimmten Zielstellung. 
Anliegen der Gemeinde ist es einerseits, dass die künftigen Wohngebäude nicht zu dicht stehen. Dazu wurde 
bereits in der Vorentwurfsphase eine Entscheidung zugunsten der Zulassung von 4 Häusern getroffen; die Er-
wägung einer Beschränkung auf 3 Häuser wurde zurückgestellt, weil 4 Häuser ohne weiteres innerhalb der all-
gemein nach § 17 (1) BauNVO zulässigen GRZ 0,4 resalisierbar sind. Zur Sicherstellung eines ausreichenden 
Gebäudeabstandes untereinander wurden mittels Baugrenzen enge Baufenster festgesetzt. Die 4 zugelassenen 
Gebäude können danach höchstens 24 % der Grundstücksfläche einnehmen (GRZ 0,24).  
Ein weiteres wichtiges Anliegen war die Sicherstellung der Unterbringung ausreichender Pkw-Stellplätze auf dem 
Grundstück. Ihre Anzahl bei vsl. 48 Wohnungen wurde anhand der Stellplatzssatzung der Gemeinde mit mind. 
72 ST ermittelt. Die für ihre Unterbringung erforderlichen Flächen (einschl. Fahrgassen) wurden als Fläche für 
Nebenanlagen im B-Plan festgesetzt (insg. 2.322 m²). Die Herstellung der vorgeschriebenen Stellplatzanzahl 
(1,5 ST/WE) einschließlich der erforderlichen Fahrgassen ist nur mit einer Überschreitung der festgesetzten 
Grundflächenzahl um 50% möglich. Diese Überschreitung ist nach § 19 (4) BauNVO allgemein zulässig. Es be-
stehen keine besonderen Entscheidungsgründe, die eine hiervon abweichende Bestimmung erfordern, zumal 
das Baugrundstück im Nordosten an eine zusammenhängende, durch B-Plan Nr. 15 gesicherte Freifläche (öff. 
Grünfläche, Regenrückhaltebecken) grenzt (vgl. Planbegründung Pkt. 4).  

Zu 2.: Der Höhenbezug ist in TF 1.2.1 rechtseindeutug mit der Höhe über HN76 festgesetzt; dies entspricht auch 
dem Höhensystem der Vermessungsgrundlage. Im Sinne einer allgemein verständlichen Klarstellung werden die 
in der Planzeichnung mit „OK“ festgesetzten Bauhöhen über HN76 nochmals als ca. Höhe über Gelände be-
schrieben. Ein zusätzlicher Höhenbezg wird damit nicht eingeführt. 

Zu 3.: Der Bebauungsplan dient der Umsetzung des Bebauungs- und Nutzungskonzeptes v. 22.12.2014 eines 
privaten Investors (vgl. Planbegründung Pkte. 1, 4), das in Vorbereitung des Planaufstellungsbeschlusses Ge-
genstand der Erörterungen im Bauausschuss und in der Gemeindevertretung war und zu dessen Verwirklichung 
die Gemeinde anschließend einen städtebaulichen Vertrag mit dem Investor abschloss. Das Konzept bildete die 
Grundlage für die Festsetzungen des B-Plan-Entwurfs. Anders, als in einem vorhabenbezogenen B-Plan, ist in 
einem allgemein verbindlichen B-Plan das zugrunde gelegte Plankonzept nicht zwingend bestandteil der Planun-
terlagen, da im Rahmen der letztlich getroffenen auch andere Bebauuungskonzepte umsetzbar sind. 
Die Erschließung ist in Pkt. 5 der Planbegründung dargelegt. Es kann grundsätzlich an die im Planumfeld anlie-
genden stadttechnischen Medien und verkehrlich an die öffentliche Gemeindestraße ‚Am Karauschensoll‘ ange-
schlossen werden, so dass es hierzu keiner weitergehenden Regelungen im B-Plan bedarf. Lediglich zur Siche-
rung von Leitungsbeständen (Regenwasser) werden entsprechende Festsetzungen über Leitungsrechte in den 
Plan aufgenommen. 
Grünflächen sind im Plangebiet nicht vorgesehen; entsprechende Festsetzungen erübrigen sich deshalb.  
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31. Amt Warnow - West 16.06.2016 
Bedenken und Anregungen Behandlung  
 
 
 

 
 

Un abhängig davon ist in § 8 (1) LBauO M-V eine Verpflichtung zur Begrünung der unbebauten Teile der Bau-
grundstücke geregelt, so dass mittelfristig eine urbane Freiraumqualität im unmittelbaren Wohnumfeld erwartet 
werden kann (vgl. Planbegründung, Pkt. 6). 

Da aus dem öffentlichen Hydrantennetz nur eine Löschwasserentnahme von 48 m³/h (800 l/min) gewährleistet 
werden kann, war zu entscheiden, ob eine Lösungsalternative für die Erreichung der für die Erstbrandbekämp-
fung erforderlichen Gesamt-Löschwassermenge von 96 m³/h (1.600 l/min) über 2 Std. besteht oder ob die An-
forderungen an die Löschwasserbereitstellung durch Reduzierung des Nutzungsmaßes auf max. 3 Vollgeschos-
se  gesenkt werden müssen.  
Der Grundstückseigentümer hat sich durch städtebaulichen Vertrag bereit erklärt, als Ergänzung zur Löschwas-
serbereitstellung durch die Gemeinde auf eigene Kosten eine Löschwasserzisterne mit eine Kapazität von mind. 
96 m³ zu errichten. Damit kann die gem. DVGW-Richtlinie TRW 405 zur Erstbrandbekämpfung erfoderliche Ge-
samt-Löschwassermenge für eine 4-geschossige Bebauung mit feuererbeständigen oder feuerhemmenden 
Umfassungen und harter Bedachung von 96 m³/h (1.600 l/min) über 2 Std. abgesichert werden.  
 
Die Anregungen werden teilweise berücksichtigt. 
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